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Vortrag der Aufsichtskommission (AK) an den Stadtrat

Aufsichtskommission:
Bericht Uber die Verwaltungskontrollarbeit im Jahr 2021

1. Einleitung

Der Aufsichtskommission (AK) des Stadtrats obliegt die parlamentarische Oberaufsicht Gber die
Regierung und Verwaltung der Stadt Bern. Gemass Artikel 72 der Gemeindeordnung der Stadt
Bern (GO) uberwacht sie deren Geschaftsfihrung auf ihre Ordnungs- und Rechtmassigkeit (Ver-
waltungskontrolle). Die Ergebnisse ihrer Kontrolltatigkeit bringt sie dem Stadtrat jahrlich in Form
eines Berichts zur Kenntnis.

Die Instrumente, die die AK regelmassig zur Verwaltungskontrolle anwendet, werden in Ziffer 5.1.
des «Leitbilds tUber die Aufsichtstatigkeit» vom 4. April 2011 aufgefiihrt. Die AK hat davon im Be-
richtsjahr umfassend Gebrauch gemacht. Im Rahmen ihrer institutionalisierten Verwaltungskon-
trolle hat sie in allen Direktionen der Stadt Bern die jahrlich anstehenden Delegationsbesuche
durchgefluhrt, an drei Direktionsbesuchen einen vertiefteren Einblick in die Tatigkeit der Verwal-
tung nehmen kénnen, sich im Rahmen der vertraulichen Gemeinderatsgesprache mit allen Mitglie-
dern des Gemeinderats ausgetauscht und die Einhaltung der Fristen der Verwaltung fir die Be-
antwortung bzw. Umsetzung der parlamentarischen Vorstdésse kontrolliert. Die diesjahrigen aus-
serordentlichen Verwaltungskontrolltatigkeiten der Aufsichtskommission werden unter Ziffer 3 auf-
gefuhrt.

Nebst der Verwaltungskontrolle obliegt der AK auch die parlamentarische Oberaufsicht Giber die
ausgelagerten Betriebe der Stadt Bern, namentlich Uber ewb, Bernmobil und die stadtische Pen-
sionskasse. Zudem ist sie in Vertretung des Stadtrats direkte Vorgesetzte der Ombudsperson und
der oder des stadtischen Datenschutzbeauftragten. Mit all diesen Aufgabenbereichen hat sich die
AK auch im Berichtsjahr sehr intensiv beschéftigt. Die einzelnen Tatigkeiten, die die AK in diesen
beiden Funktionen im Berichtsjahr ausgelibt hat, werden ebenfalls im Bericht der Prasidentin unter
Ziffer 3 aufgefihrt.

2. Institutionalisierte Verwaltungskontrolle

2.1. Vertrauliche Gemeinderatsgesprache

Die AK hat im Berichtsjahr im Rahmen eines Ruckblicks auf das vergangene Jahr bzw. eines
Ausblicks auf das Folgejahr im Frihling mit jedem Gemeinderatsmitglied ein personliches Ge-
sprach durchgefuhrt, das nicht protokolliert wurde. An diesen vertraulichen Gemeinderatsgespra-
chen haben die Gemeinderatinnen und Gemeinderate offen und in einem geschiitzten Rahmen
Uber ihre Erfahrungen und Herausforderungen des vergangenen Jahres sprechen kdénnen. Die
Gemeinderatsgesprache fanden in einer angenehmen und offenen Atmosphéare statt. Pandemie-
bedingt wurden sie alle per Zoom-Videokonferenz durchgefiihrt.
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2.2. Direktionsbesuche

Die Direktionsbesuche der AK finden alternierend jedes zweite Jahr in jeder der funf Direktionen
statt und es nehmen samtliche Mitglieder der AK, das zustéandige Gemeinderatsmitglied sowie die
Mitglieder des Kaders der betreffenden Direktion und/oder des Kaders der besuchten Dienststelle
teil. An den Direktionsbesuchen erhalten die Mitglieder der AK die Méglichkeit, einen Einblick in
die Aufgaben und Herausforderungen einer Dienststelle zu erhalten und zu erfahren, mit welchen
Problemstellungen der spezifische Verwaltungszweig konfrontiert ist und was fir Lésungsanséatze
vorhanden sind. Gleichzeitig fordern die Direktionsbesuche den direkten Kontakt zwischen den
AK-Mitgliedern und den Kaderpersonen, da im Anschluss an die Besuche jeweils ein ungezwun-
gener Austausch von Informationen und Ideen stattfindet. Dadurch wird das gegenseitige Ver-
stdndnis von Exponenten von Politik und Verwaltung gefdrdert.

Die AK entscheidet jeweils anfangs Jahr, welche Dienststelle sie besuchen mochte bzw. tber wel-
chen Verwaltungszweig bzw. welche Verwaltungstéatigkeit sie in der Regel vor Ort vertieftere In-
formationen erhalten mochte.

Im Berichtsjahr hat sie sich fur einen Besuch bei den folgenden Verwaltungszeigen bzw. Dienst-
stellen entschieden:

Im Juni wurde die Direktion Tiefbau, Verkehr und Stadtgriin (TVS) bzw. deren Dienststelle «Geoin-
formation Stadt Bern» im Beerhaus an der Bumplizstrasse 47 besucht. Die Stadtgeometerin erlau-
terte dabei die Aufgaben und Organisation dieser Stelle. Anschliessend wurden ausgewahlite Pro-
jekte zu den Anwendungen des Geoinformationssystems und des 3D-Stadtmodells vorgestellt.

Der zweite Besuch fand im September 2021 statt. Besucht wurde das Amt fir Umweltschutz an der
Morgartenstrasse 2a in Bern, eine Dienststelle der Direktion fur Sicherheit, Umwelt und Energie
(SUE). Die Kommissionsmitglieder erhielten einen Einblick in die aktuellen Aufgaben und Tatigkei-
ten der verschiedenen Bereiche dieser Stelle und standen im direkten Austausch mit den Mitarbei-
tenden.

Am dritten Direktionsbesuch der AK im Jahr 2021, der ebenfalls im September stattfand, wurde
mit dem Warmbaéchliareal eine Grossbaustelle der Stadt Bern besucht. Die Mitglieder der AK konn-
ten im Beisein des zustandigen Direktionsvorstehers der Direktion fur Finanzen, Personal und
Informatik (FPI), Michael Aebersold und dem Leiter von «Immobilien Stadt Bern» einzelne Woh-
nungen des ersten Baufelds kurz vor deren Fertigstellung besuchen. Sie wurden Giber den Umfang
des Projekts, sowie Uber dessen Prinzipien hinsichtlich Bauen und Wohnen informiert.

Die drei Besuche vermittelten der AK einen Einblick in die vielfaltigen Tatigkeiten und Aufgaben,
mit denen sich Angestellte der Stadt Bern beschéaftigen und damit einen Beitrag an eine lebendige
und zukunftsgerichtete Stadt leisten. Die AK dankt der Verwaltung fur die geleistete Arbeit und
den besuchten Dienststellen fir den warmen Empfang.

2.3. Delegationsbesuche

Die Delegationsbesuche stellen einen weiteren wichtigen Teil der institutionalisierten Verwaltungs-
kontrolle der AK dar. Sie ermdglichen der AK, den Direktionsvorstehenden bzw. der Verwaltung
jedes Jahr Fragen zu jeweils vier bis finf Themengebieten der Verwaltungstatigkeit zu unterbrei-
ten. Die AK verschafft sich damit einen Einblick in die Arbeitsweise der Verwaltung und hat zudem
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die Moglichkeit zu vergleichen, wie die verschiedenen Direktionen gewisse Aufgaben angehen und
wie sie ihre Arbeiten erledigen.

Im Hinblick auf diese Delegationsbesuche erstellt die AK jeweils anfangs Jahr einen Fragebogen,
mit Fragen, denen die Kommission in diesem Jahr vertieft nachgehen will. Die Fragen der AK
werden allen Direktionen zu Beginn des Jahres zugestellt und von diesen vorgdngig zur Sitzung
schriftlich beantwortet. An den anschliessenden Delegationssitzungen, an denen nebst den Dele-
gationsmitgliedern der AK, die jeweiligen Direktionsvorstehenden und deren Generalsekretérinnen
und Generalsekretare sowie allenfalls ausgewdahlte weitere Kaderpersonen teilnehmen, werden
die Antworten der Verwaltung diskutiert und mittels Nachfragen vertieft.

Alle Delegationssitzungen werden protokolliert und gestitzt darauf erstellen die Delegationsleiten-
den jeweils im dritten Quartal ein Fazit. Dieses Fazit wird von der Kommission verabschiedet und
fasst die aus den Besuchen gewonnenen Erkenntnisse und allfallige Empfehlungen an den Ge-
meinderat zusammen. Das Fazit und die Empfehlungen werden dem Gemeinderat Ende Jahr zu-
gestellt und die Umsetzung der Empfehlungen wird jeweils im Folgejahr von der AK an den Dele-
gationssitzungen kontrolliert.

Die im Berichtsjahr den Direktionen unterbreiteten Fragen und das oben erwdhnte Fazit aus diesen
Delegationsbesuchen werden separat unter Ziffer 4 dieses Berichts aufgefiihrt.

3. Bericht der Prasidentin

Das Berichtsjahr war erneut gepragt durch die Pandemie. Wahrend im Vorjahr, d.h. zu Beginn der
Pandemie, noch organisatorische und logistische Herausforderungen zu meistern waren, stellte
sich im Berichtsjahr eine gewisse Routine im Umgang mit den pandemiebedingten Herausforde-
rungen ein. Ungefahr die Halfte der Sitzungen der AK wurden im Jahr 2021 per Zoom-Videokon-
ferenz durchgefiihrt. Alle Sitzungen verliefen in einer angenehmen und professionellen Atmo-
sphare.

Neben den oben erwadhnten, jahrlich wiederkehrenden, institutionalisierten Verwaltungskon-
trollaufgaben hat sich die AK im Berichtsjahr mit folgenden Schwerpunktthemen beschaftigt:

3.1. Schwerpunktthemen 2021

3.1.1. Untersuchung zu base4kids2

Bereits im Vorjahr, namlich im Sommer 2020, war in allen Schulen der Stadt Bern mit base4kids2
eine neue Informatikplattform fiir alle Lehrpersonen und Schulerinnen und Schiler der Stadt Bern
in Betrieb genommen worden. Diese Plattform stellte eine Weiterentwicklung der bisherigen Infor-
matikplattform base4kids dar, welche aufgrund ihres Alters nicht mehr weiterbetrieben werden
konnte. Das Projekt base4kids2 stand unter der Leitung des Schulamtes. Nach der Durchfiihrung
des ordentlichen Beschaffungsverfahrens wurde im Méarz 2018 der Auftrag fir die Weiterentwick-
lung und Bereitstellung dieser Plattform der Firma Abraxas erteilt und im Sommer 2018 bewilligte
der Stadtrat die entsprechenden Investitions- und Betriebskredite in der H6he von lber 24 Mio
Franken.

Die neue Plattform wurde im Herbst 2019 in Betrieb genommen. Dabei stellte sich heraus, dass
die gewéhlte Lésung - insbesondere auch aufgrund von Schnittstellenproblemen der neuen Open-
Source-Ldsung mit der bisherigen Office-Ldsung - nicht zufriedenstellend war. Lehrpersonen,
Schilerinnen und Schuler sowie deren Eltern mussten mit dem Verlust von Dokumenten, nicht
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funktionierenden Geréaten und langen Help-Desk-Wartezeiten kAmpfen. Alles in allem fuhrte dieser
missglickte Release von base4kids2 im Sommer 2020 zu grossen Frustrationen an den Schulen
und zu einem grossen Imageverlust des Schulamtes der Stadt Bern.

Nachdem die Kritik in der Offentlichkeit tiber diesen Release immer lauter wurde, hat sich die AK
im Herbst 2020 tUber den Stand der Dinge und das weitere Vorgehen in dieser Sache informieren
lassen. Aufgrund der Informationen, die sie dort erhielt und auch aufgrund der grossen finanziel-
len Tragweite dieses Projekts und der fortgesetzten Kritik, beschloss sie Ende 2020 eine Unter-
suchung zu erdffnen und die Vorfalle rund um die Vergabe und Einfuhrung dieser neuen Informa-
tikplattform zu untersuchen.

An ihrer ersten Sitzung im Berichtsjahr 2021 hat die AK einen Untersuchungsausschuss mit der
Durchfihrung dieser Untersuchung beauftragt und Claudine Esseiva (Leitung), Tabea Rai, Bet-
tina Stissi und Francesca Chukwunyere in diesen Ausschuss gewabhit.

Gleichzeitig legte sie das Ziel dieser Untersuchung fest: Es sollte geklart werden, ob und welche
verwaltungsinternen Fehler im Zusammenhang mit dem Projekt base4kids2 und dessen Umset-
zung auf der politisch-strategischen Fihrungsebene passiert sind, wieso diese Fehler passiert
sind und wie solche Fehler in Zukunft im Hinblick auf weitere Projekte der Verwaltung vermieden
werden kdénnten.

Der Ausschuss der AK traf sich anschliessend im Februar 2021 ein erstes Mal. Er hat in der
Folge an insgesamt dreizehn Sitzungen die Faktenlage untersucht und dabei unzahlige Unterla-
gen, namentlich die Protokolle des Steuerungsausschusses, die Ausschreibungsunterlagen und
diverse Projekt(zwischen)berichte studiert. Weiter hat er mit den betroffenen Direktionsvorste-
henden Franziska Teuscher und Michael Aebersold sowie mit dem Leiter der Informatikdienste
der Stadt Bern Interviews durchgefiihrt und diese vor- und nachbesprochen. Bei all diesen Unter-
suchungen liess er sich von zwei externen Experten aus den Bereichen Recht und Informatik un-
terstitzen. Gestltzt auf die so gewonnen Erkenntnisse hat der Ausschuss in der Folge einen Un-
tersuchungsbericht verfasst, welcher von der AK am 6. Dezember 2021 zuhanden des Stadtrats
verabschiedet wurde.

Der Bericht der AK kam zum Schluss, dass seitens Verwaltung und inshesondere auf der Ebene
der politisch verantwortlichen Fiihrung in diesem Projekt grosse Fehler passiert sind, namentlich
dass der Ressourcenbedarf und die Komplexitat des Projekts falsch eingeschatzt worden waren,
dass zu spat und zu zogerlich auf Probleme reagiert wurde und dass die Projekt-Kommunikation
unzureichend war. Aufgrund der ungeklarten Zustandigkeiten, der mangelnden politischen Fih-
rung, der nicht vorhandenen Fehlerkultur und wegen des fehlenden Projektmanagements erlitt
das Projekt letztendlich Schiffbruch, wobei niemand die Verantwortung fir das Vorgefallene
Ubernahm.

Aufgrund dieser Erkenntnisse hat die AK in ihrem Bericht eine Reihe von Empfehlungen an den
Gemeinderat und die BSS verfasst, deren Umsetzung sie im Folgejahr kontrollieren wird.

Fur weitere Details zu dieser Untersuchung und dem Bericht der Aufsichtskommission wird auf
den entsprechenden Bericht verwiesen.!

1202120211206 _Untersuchungsbericht der Aufsichtskommission zu Base4kids2 2021
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Die Prasidentin dankt den Mitgliedern des Ausschusses und deren Leiterin fur den ausseror-
dentlichen Arbeitseinsatz und ihr enormes Engagement, die es ermdglichten, dass die Untersu-
chung trotz der beschrankten Ressourcen, die im Rahmen eines Milizparlaments zur Verfigung
stehen, rasch und erfolgreich abgeschlossen werden konnte.

3.1.2. Corona-Beschliisse des Gemeinderats

Wie bereits im Vorjahr hat die AK auch im Berichtsjahr von sdmtlichen vom Gemeinderat zur
Corona-Pandemie geféllten Beschlissen und den entsprechenden Gemeinderatsantrdgen Kennt-
nis genommen. Dadurch erhielt sie einen Einblick in den Umgang und die Massnahmen des Ge-
meinderats zu Corona. Die Mitglieder der AK konnten sich dabei davon Uberzeugen, dass die
entsprechenden Beschlisse des Gemeinderats allesamt massvoll, angemessen und verhéltnis-
massig waren. Die AK dankt dem Gemeinderat und den Mitarbeitenden der Stadtverwaltung fir
ihr umsichtiges Management der Pandemie.

3.1.3. Bedgleitung der ausgelagerten Betriebe

Im Vorjahr zum Berichtsjahr waren das Reglement der SVB respektive von Bernmobil und das
Reglement fir Energie Wasser Bern (ewb) umfassend revidiert worden. Ziel dieser Revision war
es u.a. gewesen, die Public Corporate Governance der beiden ausgelagerten Betriebe zu verbes-
sern und die Fuhrung der Betriebe durch den Gemeinderat zu verstarken. So legt der Gemeindetrat
neu mit je einer Eignerstrategie jeweils fir 8 Jahre fest, welche strategischen Ziele die Stadt als
Eignerin des betreffenden Betriebs erreichen will. Zudem wahlt er neu die Verwaltungsrate der
ausgelagerten Betriebe, nimmt deren Jahresberichte und deren Finanzplanungen zur Kenntnis
und erteilt den Verwaltungsraten die Decharge.

Auch die Rolle der AK hat sich in diesem Prozess gewandelt. Sie bt neu die Oberaufsicht Gber
die Aufsichtstatigkeit des Gemeinderats Uber diese Betriebe aus. Dies tut sie, indem sie die neuen
sogenannten Leistungsauftragsberichte des Gemeinderats zu den ausgelagerten Betrieben zur
Kenntnis nimmt. In diesen Leistungsauftragsberichten halt der Gemeinderat fest, inwieweit ewb
und Bernmobil im vergangenen Berichtsjahr die vorgegebenen Leistungsziele und -vorgaben er-
reicht haben, wie ihre finanziellen Rahmenbedingungen aussehen und wo allenfalls noch Hand-
lungsbedarf besteht. Diese Leistungsauftragsberichte werden in der AK im Beisein des zustandi-
gen Gemeinderatsmitglieds und der Verwaltung vorberaten. Wie zu allen Berichten des Gemein-
derats sind zu diesen Leistungauftragsberichten — im Gegensatz zu den bisher beratenen Jahres-
und Geschaftsberichten der ausgelagerten Betriebe — Planungserklarungen maoglich.

Diese Neuerungen sind im Berichtsjahr zum ersten Mal zum Tragen gekommen. Die AK hat ent-
sprechend im 2. Quartal 2021 von den Leistungsauftragsberichten des Gemeinderats zu ewb und
Bernmobil Kenntnis genommen.

Im Nachgang zu dieser Beratung musste sie aber feststellen, dass dieser neue Ablauf nur teilweise
ihren Winschen und Bedurfnissen entsprach. Bisher hatte die AK die Mdglichkeit gehabt, anlass-
lich der Beratung der Jahres- bzw. Geschaftsberichte dieser Betriebe in direktem Kontakt mit den
CEO'’s bzw. Verwaltungsratsprasidien der ausgelagerten Betriebe zu erfahren, wie es diesen Un-
ternehmen ging und was fir Herausforderungen sie zu meistern hatten. Diese Mdglichkeit, den
Verantwortlichen direkt Fragen stellen zu kénnen und aus erster Hand Informationen zu erhalten
war dabei sehr geschatzt worden. Da die AK gemass Geschaftsreglement des Stadtrats fir die
Belange der ausgelagerten Betriebe zustandig ist, hat sie deshalb im Berichtsjahr entschieden, im
Jahr 2022 zusatzlich zur Berichterstattung durch den Gemeinderat an ihrer ersten Sitzung im drit-
ten Quartal die beiden Verwaltungsratsprasidien bzw. CEQO’s der ausgelagerten Betriebe wie bis-
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her persdnlich einzuladen und ihnen Fragen zu ihren Leistungsauftragen, zu den Geschéaftsergeb-
nissen und der Finanzplanung zu stellen. Dieser Ablauf wurde in Ricksprache mit allen Betroffe-
nen von der AK so beschlossen.

3.1.4. GRSR-Teilrevisionsantrdge und Vorberatung einer parlamentarischen Initiative

Zu Beginn des Jahres 2021 waren bei der AK sieben Antrage auf Anderung des Geschéaftsregle-
ments des Stadtrats vom 12. Marz 2009 (GRSR) hangig. Diese hat die AK im Berichtsjahr teilweise
zu Ende beraten und dem Stadtrat entsprechende Antrdge unterbreitet, teilweise sind sie noch
hangig bzw. in Beratung.

a) GRSR-Anderungsantrage des Biiros des Stadtrats:

Das Buro war im Vorjahr gestitzt auf eine externe juristische Abklarung zum Schluss gekommen,
dass die aktuellen geltenden Regelungen im GRSR zum Kommissionsgeheiminis teilweise unklar,
widerspruchlich und insgesamt unvollstandig waren. Gestiitzt auf das in Auftrag gegebene externe
Gutachten und die entsprechenden Antrdge des beigezogenen Juristen beantragte es der AK bzw.
dem Stadtrat deshalb entsprechende Anderungen des Stadtratsreglements. Kernstiick der ersten
Revision war eine klare Definition und leichte Lockerung des Kommissiongeheimnisses. So sollen
neu Ort, Zeitpunkt und Traktandenlisten der Sitzungen der vorberatenden Kommissionen sowie
die Anwesenheiten an diesen Sitzungen 6ffentlich sein und nicht mehr unter das Kommissionsge-
heimnis fallen. Davon ausgenommen sind die Traktandenlisten und gewisse Anwesenheiten von
kommissionsexternen Personen in der AK. Weiter sollen die Kommissionsprasidien und die Mit-
glieder der Fraktionen neu ermachtigt werden, die Offentlichkeit bzw. die Fraktionen in bestimm-
tem Umfang Uber die Beratung in der Sachkommission zu informieren. Auch das personliche
Stimmverhalten und die eigenen Antrage sollen neu der Offentlichkeit bekannt gegeben werden
dirfen. Die AK begrisst diese moderate Lockerung des Kommissionsgeheimnisses. Sie hofft, mit
den Anderungen zeitgeméasse Bestimmungen schaffen zu kénnen und hat die Vorlage am 23. Au-
gust 2021 zuhanden des Stadtrats verabschiedet.

Ein weiterer vom Blro im Jahr 2020 eingereichte Revisionsantrag war formeller Natur. Mit ihm
wird eine Anpassung der Rechtsgrundlagen des Stadtrats an die seit langerer Zeit geltenden, fak-
tischen Gegebenheiten im Stadtrat verlangt. So ist seit der Einfiihrung der elektronischen Erfas-
sung der Sitzungsteilnahme der Mitglieder des Stadtrats im Sommer 2020 die Bestimmung im
GRSR, dass das Stadtratssekretariat die Sitzungsgelder abrechnet und quartalsweise auszahlt,
Uberholt, da diese neu vom Personalamt der PRD erstellt und ausbezahlt werden. Auch die Be-
stimmung Uber die Erfassung der Prasenz der Stadtratsmitglieder via Eintrag in die physische
Prasenzliste im Ratssaal entspricht nicht mehr den aktuellen Gegebenheiten und muss entspre-
chend abgeéandert werden. Weiter beantragte das Bliro mit dieser Teilrevision, dass die gesetzlich
vorgeschriebene Tischauflage der Antworten der kleinen Anfragen in Papierform im Rathaussaal
aufgehoben wird. Die AK begrisst diese Anderungen und hat dem Stadtrat diesen Antrag am 13.
September 2021 zur Beschlussfassung Uberwiesen.

b) GRSR-Revisionsantrage im Zusammenhang mit der Covid-Pandemie
Zwei von der AK im Berichtsjahr behandelte GRSR-Revisionsantrage standen im Zusammenhang
mit der Covid-19-Pandemie und der Ausiibung der parlamentarischen Arbeit unter entsprechenden
Gegebenheiten.

Einerseits reagierten die Fraktionen GB/JA!, FDP/JF, SVP, GLP/JGLP, GFL/EVP, AL/GaP/PdA mit
ihrem Antrag «Schaffung der rechtlichen Grundlagen - eventuell durch Teilrevision des GRSR -
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far eine virtuelle Teilnahme an Stadtratssitzungen und Abstimmungen fur aufgrund von Pandemie-
situationen abwesende Stadtratsmitglieder» auf die Tatsache, dass im Jahr 2020 aufgrund der
Pandemie Parlamentsmitglieder den Sitzungen des Stadtrats aufgrund behérdlicher Anordnungen
- Isolation und Quarantane - fernbleiben mussten. Sie reichten am 19. November 2020 beim
Stadtratsprasidium den genannten Antrag ein, um eine virtuelle Teilnahme an Stadtratssitzungen
zu ermdoglichen. Der Antrag wurde am 3. Dezember 2020 der AK zur Beratung zugewiesen und
von dieser am 25. Januar 2021 und 15. Februar 2021 vorberaten. Die AK hat an diesen Beratungen
einen entsprechenden Vorschlag auf eine temporéare Teilrevision des GRSR ausgearbeitet und
dem Stadtrat einen neuen Artikel 2a GRSR vorgelegt, welcher vom Stadtrat am 25. Februar 2021
ohne zweite Lesung beschlossen wurde.

Der Vorschlag der AK sieht vor, dass unter gewissen Umstanden — insbesondere im Falle einer
behdrdlichen Anordnung — Stadtratsmitglieder virtuell an Stadtratssitzungen teilnehmen bzw. zu-
mindest abstimmen kénnen. Die Modalitdten dieser virtuellen Teilnahme und die Geltungsdauer
dieser Bestimmung soll hingegen das Biro des Stadtrats in Richtlinien festsetzen. Dies hat das
Biro getan und seit der Stadtratssitzung vom 4. Méarz 2021 wird diese Bestimmung im Bedarfsfall
angewandt. Die AK ist erfreut, dass somit in dieser Krisensituation sehr rasch und unkompliziert
Lésungen gefunden werden konnten.

Eher mittel- oder langfristig angelegt war die mit dem Revisionsantrag «Fir eine Regelung der
ausserordentlichen Lage im Geschaftsreglement des Stadtrats», von Michael Burkard (GFL), Ta-
bea Rai (AL), Zora Schneider (PdA), Luzius Theiler (GaP) und Alexander Feuz (SVP) verlangte
Teilrevision des GRSR. Aufgrund der Erfahrungen mit dem Parlamentsbetrieb zu Beginn der Pan-
demie im Fruhling 2020 verlangen diese Mitglieder des Stadtrats, dass ins GRSR neu Regelungen
aufgenommen werden sollen, die bestimmen, wie das Parlament generell in Krisenzeiten zu funk-
tionieren hat und wer in solchen Zeiten, welche Aufgaben wahrzunehmen und welche Rechte aus-
zulben hat.

Da fir die gegenwartige Krise, d.h. fur die Covid-Pandemie, durch den neuen Artikel 2a GRSR
bereits Regeln fir den Umgang des Parlaments mit dieser Krise bestanden, beschloss die AK,
zunachst die Erfahrungen mit diesem neuen Artikel 2a GRSR und der virtuellen Teilnahme von
Mitgliedern des Stadtrats an Stadtratssitzungen abzuwarten, bevor sie Vorschlage fur allgemeine
Regeln fir den Umgang des Parlaments mit Krisen schaffen wollte. Die AK wird im Folgejahr ent-
sprechende Vorschlage ausarbeiten und dem Stadtrat vorlegen.

Im weiteren Sinn auch im Zusammenhang mit der Pandemie stand der GRSR-Revisionsantrag von
Stadtrat Luzius Theiler (GaP), der mit seinem Antrag eine prazise Umschreibung der Aufgaben
des Ratssekretariats im Sinne der strikten Gewaltenteilung von Legislative und Exekutive verlangt.
Dieser im Sinne einer Anregung gehaltene Antrag wurde unter anderem mit dem Ausfall von Stadt-
ratssitzungen und der Rolle des Ratssekretariats zu Beginn der Pandemie begriindet.

Die AK hat diesen Antrag im Berichtsjahr beraten. Sie kam dabei zum Schluss, dass eine prazise
Umschreibung der Aufgaben des Ratssekretariats im GRSR nicht zweckdienlich ist und den Rah-
men dieses Organisationsreglements des Stadtrats sprengen wirde. Im Ubrigen war sie auch in
materieller Hinsicht der Meinung, dass das bestehende Pflichtenheft des Ratssekretariats die Auf-
gaben dieser Stabsstelle des Parlaments geniigend prazise und umfassend umschreibt und des-
halb diesbezlglich kein Handlungsbedarf bestand. Ob allenfalls zu einem spéateren Zeitpunkt, d.h.
nach Einfihrung der neunen Finanzkommission und nach den allfalligen Anpassungen des GRSR
zum Abbau des Pendenzenbergs im Stadtrat (vgl. nachfolgende Ausfiihrungen) die Rolle des Rats-
sekretariats insgesamt neu tUberdacht werden soll, hat die Kommission offengelassen. Jedenfalls
hat sie an ihrer Sitzung vom 13. September 2021 beschlossen, dem Stadtrat die Ablehnung dieses
Revisionsantrags zu beantragen.
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c) Parlamentarische Initiative und zwei GRSR-Revisionsantrdge zum Abbau der Penden-
zenlast im Stadtrat

Mitte November 2020 war von Stadtratin Simone Machado und weiteren 30 Mitgliedern des Stadt-
parlaments beim Prasidium des Stadtrats eine parlamentarische Initiative (P1) mit dem Titel «Ge-
lebte Gemeindeautonomie — die Handlungsféhigkeit des Stadtrats wiederherstellen!» eingereicht
worden. Mit dieser Initiative verlangten die Einreichenden, dass dem Stadtrat der Entwurf zu einem
Beschluss unterbreitet werden soll, der vorsieht, dass die Sitzungen des Stadtrats in einer Dauer
und Frequenz abgehalten werden, die geeignet sind, die aufgestaute Geschaftslast im Stadtrat
abzubauen. Hintergrund dieses Anliegens war die Tatsache, dass die Geschaftslast im Stadtrat
seit Jahren zugenommen hat, weil die Zahl der eingereichten Vorstdsse diejenige, der vom Stadt-
rat behandelten Vorstésse, regelmassig um ein Mehrfaches Uberstiegt. So warteten Ende 2020
420 vom Gemeinderat fristgerecht beantwortete Vorstésse auf eine Behandlung im Stadtrat. Dar-
aus entsteht fur die Mitglieder des Parlaments die unbefriedigende Situation, dass ihre Vorstésse
oft erst mit einem Verzug von 1-3 Jahren im Stadtrat behandelt werden und sowohl der Vorstoss
als auch die Antwort des Gemeinderats zum Zeitpunkt der Beratung des Geschafts Uberholt sind.
Das Buro hat diese Pl am 22. Januar 2021 der AK zur Vorberatung und Antragstellung tiberwiesen.

Gleichzeitig wurden ihr mit Beschluss des Stadtrats vom 25. Februar 2021 zwei weitere Antrage
auf Revision des GRSR zur Beratung und Antragstellung tGberwiesen, die ebenfalls auf den Abbau
der Pendenzenlast im Stadtrat zielten. Einerseits wurde von der Fraktion GB/JA! verlangt, dass im
GRSR neue scharfere Regeln zum Umgang mit Vorstéssen bei Austritt eines Ratsmitglieds fest-
gehalten werden und dass zudem neu eine stillschweigende Genehmigung von zur Abschreibung
empfohlenen Vorstdsse eingefiihrt werden soll.

Mit dem zweiten GRSR-Revisionsantrag beantragte die Fraktion SVP, dass die Beratung von Reg-
lementen im Stadtrat effizienter gestaltet wird und dass insbesondere die erste und zweite Lesung
besser aufeinander abgestimmt werden. Auch dies kann dem Abbau der Pendenzenlast im Stadt-
rat dienen. Damit lagen der AK drei verschiedene Geschéafte zur Vorberatung vor, die mit einer
Effizienzsteigerung des Ratsbetriebs oder anderen Massnahmen zu einem Abbau der Penden-
zenlast im Stadtrat beitragen sollten.

Da sich auch das Blro des Stadtrats als geschéftsleitendes Organ des Stadtrats, mit der Thematik
des Abbaus des Pendenzenbergs im Stadtrat beschéaftigte, beschloss die AK im Friihling 2021 zur
Vermeidung von Doppelspurigkeiten, gemeinsam mit dem Blro des Stadtrats das weitere Vorge-
hen in dieser Sache zu bestimmen. Sie lud zu dem Zweck eine Vertretung des Biiros an eine ihrer
Sitzungen ein und nahm ihrerseits mit einer Delegation an einer Sitzung des Biiros teil. Dabei
einigten sich alle Beteiligten auf folgendes Vorgehen: Die verschiedenen GRSR-Teilrevisionsan-
trage, die auf einen Abbau der Pendenzenlast im Stadtrat zielten, wurden vereint und ein entspre-
chendes GRSR-Revisionspackli gebildet. Fir die Beratung dieses Revisionspéacklis wurde ein Aus-
schuss gebildet, welcher sich paritatisch aus Mitgliedern des Blros und aus Mitgliedern des AK
zusammensetzt. Dieses Revisionspackli wird zusammen mit der parlamentarischen Initiative be-
raten und gegebenenfalls mit weiteren Vorschlagen zum Abbau der Pendenzenlast als Gegenvor-
schlag zu den Antragen der parlamentarischen Initiative dem Stadtrat unterbreitet. Der zustandige
gemeinsame Ausschuss hat sich im Berichtsjahr mehrere Male getroffen und ist daran, eine Reihe
von Massnahmen zum Abbau der Pendenzenlast zu erarbeiten, die dem Stadtrat im Jahr 2022
zum Beschluss unterbreitet werden sollen. Die AK wird entsprechend im n&achsten Berichtsjahr
dariber detaillierter informieren.
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3.1.5. Ombudsstelle und Datenschutz-Aufsichtsstelle

Seit Ende 2018 gibt es einen Begleitausschuss der AK, welcher stellvertretend fur die ganze Kom-
mission die Vorgesetztenfunktion gegeniiber der Ombudsfrau und Datenschutzbeauftragten wahr-
nimmt. Dieser Begleitausschuss setzte sich im Berichtsjahr aus der Prasidentin der Kommission,
Edith Siegenthaler (SP), dem Vizeprasidenten der AK, Thomas Glauser (SVP) und Claudine
Esseiva (FDP) als weiteres gewéhltes Mitglied der Kommission zusammen. Der Ausschuss hat
den Kontakt zu den Mitarbeitenden der Dienststelle hergestellt und die Leiterin der Ombuds- und
Datenschutzstelle personell gefihrt.

Auch in diesem Berichtsjahr befasste sich die AK zudem mit der Revision des Ombudsreglements
und mit der Erstellung des neuen Datenschutzreglements, welche auch organisatorische Neue-
rungen der bisherigen Ombuds- und Datenschutzaufsichtsstelle nach sich ziehen werden. Nach
mehrfacher Beratung hat die AK Ende Berichtsjahr die Entwirfe zu beiden Vorlagen in die Ver-
nehmlassung beim Gemeinderat, der Ombudsstelle und der kantonalen Datenschutzaufsichts-
stelle gegeben und die Beratung der Reglemente Anfang 2022 zuhanden der ersten Lesung im
Stadtrat abschliessen kénnen. Sie wird entsprechend lber diese beiden Geschafte im nachsten
Berichtsjahr vertieft berichten.

Fazit aus den Delegationsbesuchen

Jede Verwaltungsdirektion der Stadt Bern wurde im Jahr 2021 durch eine Delegation der Auf-
sichtskommission besucht. Diese Delegationen setzten sich wie folgt zusammen:

PRD: Edith Siegenthaler (SP/JUSO), Delegationsleiterin, Janina Aeberhard (GLP/JGLP), Clau-
dine Esseiva (FDP/JF), Thomas Glauser (SVP), Seraphine Iseli (GB/JA!), Bettina Stlssi
(SP/JUSO).

An der Delegationssitzung vom 14. Juni 2021 musste sich Claudine Esseiva entschuldigen.

SUE: Tabea Rai (AL/GaP/PdA), Delegationsleiterin, Lea Bill (GB/JA!), Ingrid Kissling-Naf
(SP/JUSO), Marianne Schild (GLP/JGLP), Bettina Stissi (SP/JUSO).
An der Delegationssitzung vom 27. Mai 2021 waren alle Delegationsmitglieder anwesend.

BSS: Edith Siegenthaler (SP/JUSO), Delegationsleiterin, Tabea Rai (AL/GaP/PdA), stellvertre-
tende Delegationsleiterin, Lea Bill (GB/JA!), Claudine Esseiva (FDP/JF), Ingrid Kissling-
Naf (SP/JUSO).
An der Delegationssitzung vom 25. Mai 2021 musste sich die Delegationsleiterin entschul-
digen.

TVS: Lea Bill (GB/JA!), Delegationsleiterin, Janina Aeberhard (GLP/JGLP), Francesca Chuk-
wunyere (GFL/EVP), Edith Siegenthaler (SP/JUSO) und Claudine Esseiva (FDP/JF).
An der Delegationssitzung vom 29. Marz 2021 musste sich Claudine Esseiva entschuldi-
gen.

FPI:  Francesca Chukwunyere (GFL/EVP), Delegationsleiterin, Thomas Glauser (SVP), Sera-
phine Iseli (GB/JA!), Ingrid Kissling-Naf (SP/JUSO), Marianne Schild (GLP/JGLP).
An der Delegationssitzung vom 24. Juni 2021 waren alle Delegationsmitglieder anwesend.
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Die direktionsuibergreifenden Querschnittsfragen im Jahr 2021 liegen als Anhang | diesem Bericht
bei. Die ausfuhrlichen schriftlichen Antworten der Direktionen auf diese Fragen werden hingegen
aufgrund ihres Umfangs diesem Bericht nicht beigelegt. Sie kdnnen aber ohne Weiteres in ihrem
Wortlaut auf dem Ratssekretariat eingesehen werden. Anstelle der ausfihrlichen Antworten der
Direktionen werden die Erkenntnisse der AK aus den Delegationsbesuchen neu im Jahresbericht
kurz zusammengefasst. Dabei werden die Antworten der Direktionen nicht mehr direktionsweise,
sondern themenorientiert als «Querschnitt» wiedergegeben, stets unter Angabe allfélliger Hand-
lungsempfehlungen an den Gemeinderat, sofern die AK solche beschlossen hat. Mit dieser Be-
richterstattung soll der praktische Nutzen fur die Stadtratinnen und Stadtréate sowie fur die invol-
vierten Direktionen und den Gemeinderat erhdht werden.

Neben den Schwerpunktthemen stellen die Delegationen auch direktionsspezifische Fragen.
Sofern dabei keine Uber die Kommissionsarbeit hinaus bedeutende Erkenntnisse gewonnen
werden, verzichtet die Kommission auf eine Berichterstattung dazu in ihrem Jahresbericht.

Im Berichtsjahr hat die AK aus ihren Delegationsbesuchen das folgende Fazit gezogen:

1. Partizipation

Die Direktionen und auch deren Amter sind sehr unterschiedlich aufgestellt beziiglich der Partizi-
pation. Das Spektrum der Partizipationsinstrumente ist sehr breit. Die genannten Instrumente
reichten von Vernehmlassungen, Umfragen, Workshops bis zu reinen Informationsveranstaltun-
gen. Die AK hatte den Eindruck, dass nicht in allen Direktionen dieselben Instrumente als Parti-
Zipationsinstrumente wahrgenommen werden.

Handlungsempfehlung der Aufsichtskommission:

Die AK empfiehlt zwischen den Amtern und den Direktionen den Austausch liber die Partizipa-
tionsformen zu pflegen und ,good practices” auszutauschen, so dass Erfahrungen mit Partizipa-
tionsformen ausgetauscht und auf dieser Grundlage angepasst werden kdnnen. Sie empfiehlt
dem Gemeinderat, dazu ein zustandiges Gremium zu bezeichnen. Grundsatzlich findet es die AK
wichtig, dass ein moéglichst grosser und diverser Teil der Bevélkerung einbezogen wird und die
Instrumente dahingehend ausgewahlt werden.

2. Sparmassnahmen

Die AK hatte den Eindruck, dass der Prozess der Sparmassnahmen klar strukturiert und aufge-
gleist war im Gemeinderat und nach transparenten Kriterien priorisiert wurde. Die interne und ex-
terne Kommunikation war nachvollziehbar. Es wurde klar, dass alle Amter und Direktionen von
den Sparmassnahmen betroffen sind und deshalb auch mit mehr Druck auf das Personal und die
Dienstleistungen zu rechnen ist.

3. Corona

Die Direktionen waren (und sind) alle von den Auswirkungen der Corona-Pandemie betroffen,
allerdings auf sehr unterschiedliche Art und Weise. Die Direktionen sehen durchgéangig im in die-
sem Zusammenhang erfolgten Digitalisierungsschub eine Chance. Die AK hat die Einschéatzung,
dass alle Direktionen sehr gut und flexibel auf die wechselnden Umstande reagiert haben und
den Schutz des Personals ernst genommen haben.
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4, Fusion

Beziglich der Fusion hat die AK festgestellt, dass das Vorhaben im Moment quasi im Alleingang
von der PRD getragen wird. Die anderen Direktionen waren zum Zeitpunkt der Besuche schwach
oder gar nicht involviert in den Prozess. Dementsprechend konnten kaum Vorbereitungshandlun-
gen der weiteren Direktionen festgestellt werden. Das fuhrt dazu, dass im Moment sehr viele
Fragen in den Direktionen unbeantwortet bleiben.

Handlungsempfehlung der Aufsichtskommission:

Die AK empfiehlt, dass die Direktionen méglichst rasch stark involviert werden in die nétigen
Vorbereitungen fiur die Fusion und sich griindlich damit befassen, welche Anderungen die Fusion
fur die jeweiligen Direktionen mit sich bringen wird. Insbesondere sollen die Konsequenzen fur
das stadtische Personal und die stadtischen Standards benannt werden, auch vor dem Hinter-
grund der Stellenkiirzungen und Sparmassnahmen der Stadt Bern.

Die Aufsichtskommission dankt dem Gemeinderat und den Mitarbeitenden der Stadtverwal-
tung fur die gute Zusammenarbeit und fur den grossen Einsatz und das Engagement im
vergangenen Jahr.

Bern, 16. Mai 2022
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Querschnittsfragen der Aufsichtskommission flr
die Delegationsbesuche 2021

1.1.
1.2
1.3.
1.4,

1.5.

2.1
2.2.
2.3.
2.4,

3.2.

3.3.

3.4.

4.2.

4.3.
4.4,

Stadt der Beteiligung

Welche Beteiligungsinstrumente verwenden Sie in lhrer Direktion?

Wie werden diese Beteiligungsmaoglichkeiten kommuniziert?

Wie hoch ist die Teilnahme der Bevoélkerung an diesen Anlassen?

Wie wird mit den Rickmeldungen und Feedbacks umgegangen? Wie beeinflussen diese
anschliessende Prozesse und Entscheide?

Wie werden die Resultate dieser Beteiligungsveranstaltungen und deren Einfluss an-
schliessend den Teilnehmenden zurickgemeldet?

Finanzen und Auswirkungen der Sparmassnahmen

Wo und aus welchen Grinden setzt der Gemeinderat die Prioritdten beim Sparen?

Auf welche Bereiche in Ihrer Direktion wirkt sich dies konkret aus?

Welche personellen Konsequenzen hat es in lhrer Direktion?

Wie werden die Sparmassnahmen den Betroffenen (innerhalb und ausserhalb der Stadt-
verwaltung) kommuniziert?

Fusion

Wie bereitet sich die Direktion auf die voraussichtliche Fusion vor? Gibt es z.B. ein Ge-
fass oder eine Arbeitsgruppe, die sich mit den Folgen der Fusion flr die Direktion be-
fasst?

Inwiefern gibt es eine gemeinsame Vorbereitung aller Direktionen auf die Fusion? Gibt es
hier z.B. ein Gefass oder eine Arbeitsgruppe? Wer hat den Lead?

Inwiefern ist die Direktion in den laufenden Fusionsprozess, in die Verhandlungen des
Fusionsvertrages etc. einbezogen?

Wie plant die Direktion die Aufgaben und Dienstleistungen, die bisher von der Fusions-
partnerin erbracht werden, zu erbringen?

Covid-19-Pandemie

Welche Schlisse zieht die Direktion fiir das vergangene Jahr wahrend der Pandemie?
Was wurde gut gemeistert, wo gibt es weiteren Handlungsbedarf?

Welche Amter waren von der Pandemie bisher besonders betroffen und in welcher
Weise?

Welche langfristigen Auswirkungen der Pandemie gibt es in lhrer Direktion?

Gibt es Uberlegungen und/oder Vorbereitungen fiir konkrete Massnahmen zur Abfede-
rung der Folgen der Pandemie, z.B. flr bestimmte Bevdlkerungsgruppen oder in be-
stimmten Bereichen? Wie sieht hier der Zeitplan aus?

Direktionsspezifische Fragen
(werden an der Sitzung gestellt)



	2013.SR.000100
	Vortrag der Aufsichtskommission (AK) an den Stadtrat
	Der zweite Besuch fand im September 2021 statt. Besucht wurde das Amt für Umweltschutz an der
	Morgartenstrasse 2a in Bern, eine Dienststelle der Direktion für Sicherheit, Umwelt und Energie (SUE). Die Kommissionsmitglieder erhielten einen Einblick in die aktuellen Aufgaben und Tätigkeiten der verschiedenen Bereiche dieser Stelle und standen im...
	1. Partizipation
	2. Sparmassnahmen
	3. Corona
	4. Fusion
	Bern, 16. Mai 2022


	Querschnittsfragen der Aufsichtskommission für
	die Delegationsbesuche 2021

